
PA\569619DE.doc PE 359.951v01-00

DE DE

EUROPÄISCHES PARLAMENT
2004 «

«««

«
«
«««

«
«

« 2009

Entwicklungsausschuss

VORLÄUFIG
2005/0101(CNS)

3.6.2005

ENTWURF EINER 
STELLUNGNAHME
des Entwicklungsausschusses

für den Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres

zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Rates über die Anwendung 
spezifischer restriktiver Maßnahmen gegen Personen, die gegen das 
Waffenembargo betreffend die Demokratische Republik Kongo verstoßen
(KOM(2005) 227 – C6-xxxx/2005 – 2005/0101(CNS))

Verfasserin der Stellungnahme: Luisa Morgantini 



PE 359.951v01-00 2/5 PA\569619DE.doc

DE

PA_Leg



PA\569619DE.doc 3/5 PE 359.951v01-00

DE

KURZE BEGRÜNDUNG

Der Entwicklungsausschuss wurde zu einem Vorschlag für eine Verordnung konsultiert, der 
das Einfrieren von Finanzmitteln und wirtschaftlichen Ressourcen bestimmter Personen und 
Organisationen "angesichts der fortbestehenden unerlaubten Waffenströme innerhalb der 
Demokratischen Republik Kongo und in die Demokratische Republik Kongo" zum Ziel hat. 
Der Vorschlag für eine Verordnung zielt auf die Umsetzung der Resolution 1596 (2005) des 
Sicherheitsrats der Vereinten Nationen vom 18. April 2005 ab, die dieses Einfrieren von 
Finanzmitteln und wirtschaftlichen Ressourcen vorsieht.

Da der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen auf der Grundlage von Kapitel VII der Charta 
der Vereinten Nationen handelte, sind die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten verpflichtet, 
diese Maßnahme umzusetzen.

Eine Liste derjenigen Personen und Organisationen, die Gegenstand dieser Maßnahme sind, 
wird vertraulich von einem Sanktionsausschuss (Artikel 8 der Resolution 1533(2004)) erstellt, 
um den Transfer von einzufrierenden Finanzmitteln und wirtschaftlichen Ressourcen so weit 
wie möglich zu verhindern.

Der Entwicklungsausschuss befürwortet grundsätzlich diese Art von Sanktionen, die auf die 
Verantwortlichen abzielt, ohne die Bevölkerung zu bestrafen, möchte jedoch einige 
Vorbehalte äußern, die er als Änderungsanträge abgefasst hat:

– es wird eine spezifische Bezugnahme auf das Abkommen von Cotonou 
vorgeschlagen;

– für das Parlament ist es nicht akzeptabel, zu einem Verordnungsvorschlag konsultiert 
zu werden, der die Liste nicht enthält; es wird daher vorgeschlagen, Anhang I zu 
streichen und eine Bestimmung aufzunehmen, dass vor Veröffentlichung der Liste der 
Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres sowie der 
Entwicklungsausschuss auf vertraulicher Basis informiert werden;

– das Einfrieren von Finanzmitteln und wirtschaftlichen Ressourcen entbindet die 
Konfliktparteien nicht davon, die Straflosigkeit von Personen zu beenden, die 
gravierender Menschen- und humanitärer Völkerrechtsverletzungen verdächtigt 
werden; es steht ebenso wenig der Fortsetzung der Ermittlungen des Anklägers des 
Internationalen Strafgerichtshofs sowie des Verfahrens vor der 
"Vorverfahrenskammer" entgegen.

ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Entwicklungsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, 
Justiz und Inneres, folgende Änderungsanträge in seinen Bericht zu übernehmen:
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Vorschlag der Kommission1 Änderungen des Parlaments

Änderungsantrag 1
Erwägung 3 a (neu)

(3a) Bei der Anwendung der in der 
Resolution des UN-Sicherheitsrates 
1572(2004) verfügten Maßnahmen stellt die 
Gemeinschaft sicher, dass diese 
Maßnahmen mit den Verfahren gemäß 
dem Partnerschaftsabkommen zwischen 
den Mitgliedern der Gruppe der Staaten in 
Afrika, im Karibischen Raum und im 
Pazifischen Ozean einerseits und der 
Europäischen Gemeinschaft und ihren 
Mitgliedstaaten andererseits, unterzeichnet 
in Cotonou (Benin) am 23. Juni 20002, 
insbesondere dessen Artikel 8 und 96, 
abgestimmt werden.

Änderungsantrag 2
Erwägung 3 b (neu)

(3b) Die in dieser Verordnung erlassenen 
Maßnahmen gelten unbeschadet der 
Annahme sonstiger Maßnahmen zur 
Verfolgung und Aufspürung – im Einklang 
mit den Bestimmungen internationaler 
Menschenrechtsübereinkommen – von 
Menschen, die gravierender Menschen-
und humanitärer Völkerrechtsverletzungen 
verdächtigt werden, insbesondere durch 
den Internationalen Strafgerichtshof auf 
der Grundlage der Ad hoc-Anrufung des 
Gerichtshofs durch die 
Regierungsbehörden der Demokratischen 
Republik Kongo am 19. April 2004 gemäß 
Artikel 12 des Statuts von Rom.

  
1 Noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht.
2 AB1 Nr. L 317 vom 15.12.2000, S. 3
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Änderungsantrag 3
Artikel 9

Die Kommission ist befugt,
a) Anhang I auf der Grundlage der 
Feststellungen des Sicherheitsrats der 
Vereinten Nationen oder des 
Sanktionsausschusses zu ändern;
b) Anhang II auf der Grundlage der von 
den Mitgliedstaaten übermittelten 
Informationen zu ändern.

Die Kommission ist befugt,
a) auf der Grundlage der Feststellungen 
des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen 
oder des Sanktionsausschusses eine Liste 
der in Artikel 2 genannten natürlichen und 
juristischen Personen, Organisationen und 
Einrichtungen zu erstellen, deren 
Finanzmittel und wirtschaftliche 
Ressourcen eingefroren werden sollen;
b) den Anhang auf der Grundlage der 
von den Mitgliedstaaten übermittelten 
Informationen zu ändern.

Die Kommission übermittelt dem 
Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, 
Justiz und Inneres sowie dem 
Entwicklungsausschuss des Europäischen 
Parlaments auf vertraulicher Basis eine 
Vorabinformation über die Erstellung und 
Abänderung der unter a) genannten Liste.

Änderungsantrag 4
Anhang I

Liste der in Artikel 2 genannten 
natürlichen und juristischen Personen, 
Organisationen und Einrichtungen

entfällt
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